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Staatlicher Wettbewerbskapitalismus in China1 

Das Buch von Tobias ten Brink ist die überarbeitete Fassung der Habilitations-
schrift des Autors und erscheint als Schrift des Max-Planck-Instituts für Gesell-
schaftsforschung. Wenn man bedenkt, dass eine akademische Arbeit (noch dazu 
eine Habilitationsschrift, die akademische Posten begründen soll) bestimmten 
Zwängen folgt, so ist das Buch gut geschrieben und – auch dank der Zusammen-
fassungen – gut lesbar. Insgesamt handelt es sich sicher um eines der besten Chin-
abücher im deutschen Sprachraum.  

Akteure der Reformen: Unternehmen, Staat und Arbeiterschaft 

In der Einleitung nennt der Autor drei zentrale Fragestellungen, zugleich nach An-
sicht des Autors Defizite der bisherigen Forschungen: Wodurch ist das „sozio-
ökonomische System“ Chinas gekennzeichnet? Was sind die Triebkräfte des 
„neuen Entwicklungstyps“? Welches sind die Widersprüche des gegenwärtigen 
Wachstumsprozesses? (14/15) 

Das Buch geht zunächst chronologisch vor: Nach einem methodischen Kapitel 
(auf das weiter unten eingegangen wird) behandelt er in Kapitel 2 die Vorge-
schichte dessen, was er später als „staatlich durchdrungenen Kapitalismus“ 
(319) bezeichnet. Im Wesentlichen zeichnet er die Reformschritte zwischen 
1978 und heute nach. Die „Wende ab den 1970ern (wird) nicht als vollständi-
ger Bruch mit der Vergangenheit“ (111) dargestellt; auch folgt der Autor nicht 
der verbreiteten Meinung, welche die Mao-Zeit als einzige Fehlentwicklung 
bewertet: „Die Landreform und die maoistischen Wirtschaftspolitiken hatten die 
verhältnismäßig unproduktiven, quasifeudalen Schichten Chinas beseitigt. Der 
Bildungsdurchschnitt der Gesamtbevölkerung lag vergleichsweise hoch.“ (111). 
Trotzdem greift der Autor zu kurz: Zwar erwähnt er an methodisch prominenter 
Stelle (als „Grundkomponente“) das Potenzial des Kapitalismus „nicht- und 
vorkapitalistische Strukturen in sich aufzunehmen und umzugestalten“ (49), 
geht aber im folgenden nirgends genauer auf diese Strukturen ein. Für ihn be-
ginnt die aktuelle Wirtschaftsgeschichte Chinas 1949, für einen Autor, der sich 
als institutionengeschichtlich geprägt darstellt, eine unverzeihliche Schwäche.  

Das 3. Kapitel analysiert das gegenwärtige wirtschaftliche System, wobei er 
drei Hauptakteure des Kapitalismus untersucht: Unternehmen, Staat und Ar-
beiterschaft. Was die Unternehmen angeht so unterstreicht der Autor die Hete-
rogenität der Unternehmenslandschaft (199). Auch private Unternehmen seien 
eng mit unterschiedlichen politischen Ebenen verbunden; umgekehrt stehen 
auch Unternehmen mit staatlichem Eigentum im Wettbewerb, sind also nicht 
bloß verlängerte Arme des Staates. „…die engen Verknüpfungen zwischen 
staatlichen, halbstaatlichen und privaten Akteuren (gehören) genauso zu den 
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Eigentümlichkeiten des chinesischen Kapitalismus wie die unternehmerischen 
Aktivitäten der unteren politischen Instanzen.“ (204) Interessant ist seine Ein-
schätzung des „heterogenen Parteistaats“ (240). Seiner Ansicht nach haben 
zwar „die zentralstaatlichen Machtapparate ihre Steuerungskapazitäten im 
Feld der Wirtschaftspolitik erhöhen und die Marktexpansion in einem größe-
ren Ausmaß regulieren (können), als das in anderen Schwellenländern der Fall 
war.“ (243) Trotzdem wird die zentralstaatliche Steuerungskapazität skeptisch 
beurteilt, da „weite Teile des politischen Systems kapitalistischen Triebkräften 
unterworfen“ seien (241) und die „Konkurrenz zwischen Staatsapparaten auf 
unterschiedlichen Ebenen“ diese beeinträchtige (242). Der chinesische Staat 
versucht, den Wettbewerb als Steuerungs- und Stimulierungsinstrument zu 
nutzen, was die Frage aufwirft, ob er die zum Zwecke der raschen Modernisie-
rung gerufenen ‚Geister’ beherrschen kann. Eine nahe liegende Analyse führt 
der Autor – unverständlicherweise – nicht durch: Zwar bezeichnet er den chine-
sischen Staat in einer Überschrift als „unternehmerischen Planstaat“, auf das 
Planungssystems selbst, auf dessen Ziele, Inhalte und Veränderungen wird nicht 
eingegangen. Überhaupt werden offizielle Positionen und Dokumente kaum re-
zipiert. Das Buch von Helmut Peters („Auf der Suche nach der Furt“, vgl. Z 86, 
S. 209ff.), der sich damit ausführlich befasst hat, wird nicht erwähnt.  

Als dritten „Akteur“ verweist der Autor auf die „zentrale  Bedeutung der chinesi-
schen Arbeiterschaft“ (281). Nach wie vor sei diese aber mehr Objekt als Subjekt 
der Entwicklung, und zwar aus zwei Gründen: Einmal ist sie stark segmentiert; 
vielfach handelt es sich um Arbeitsmigranten, die noch mit ihren Herkunftsgebie-
ten verbunden sind und dort über Land verfügen. So kommt es zwar zunehmend 
zu lokalen Widerstandsaktionen, die meist lokal entschärft werden können. Es 
handelt sich – wie ten Brink zitiert – mehr um „collective bargaining by riot“ 
(Lohnverhandlung durch Aufruhr) (282) als um Arbeitskämpfe, die die rechtliche 
Stellung der Arbeiter dauerhaft stärken. Zwar weist der Autor darauf hin, dass 
„Rebellionen zu den wichtigsten Traditionen des Reichs der Mitte gehören“, geht 
dem aber an keiner Stelle seiner Analyse weiter nach. Eine Kernproblem der Ar-
beits- und Sozialpolitik in China (und damit auch der Umsteuerung auf ein stärker 
binnenmarktorientiertes Entwicklungsmodell) besteht nach Ansicht des Autors 
darin, „dass der Zentralregierung zwar an wirksamen Konsultationsmechanismen 
und einem intakten Interessenausgleich gelegen ist, sie allerdings zugleich die 
Konkurrenzvorteile niedriger Arbeitskosten aufrechterhalten möchte.“ (309)  

Im 4. Kapitel fasst der Autor seine Forschungsergebnisse zusammen. Das chi-
nesische Wirtschaftssystem bezeichnet er „in Ermangelung eines passenderen 
Begriffs“ „als variegierte (der Jessop entlehnte Begriff bezieht sich auf interna-
tionale Einflüsse, J.G.) Form eines wettbewerbsgetriebenen, staatlich durch-
drungenen Kapitalismus“ (312). Entsprechend ist er der Ansicht, dass die auch 
von der chinesischen Regierung erkannten „Paradoxien“ (323) der aktuellen 
Entwicklung – darunter die fehlende soziale Integration und die Überinvestition 
– die „Grenzen der staatlichen Steuerung“ (325) offen legten.  
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Kapitalismustheoretische Defizite 

Während es dem Autor im Großen und Ganzen überzeugend gelingt, Entwick-
lungstendenzen und Widersprüche des aktuellen chinesischen Entwicklungs-
modells zu beschreiben, vermag er nicht, methodische Ansätze zu entwickeln, 
die auch für eine Analyse der nachholenden wirtschaftlichen Entwicklung in 
anderen Ländern und Weltteilen der ehemaligen Peripherie nützlich sein 
könnten, obwohl er diesen Anspruch eingangs erhebt: „… ich verstehe den 
Forschungsrahmen auch als eine Vorarbeit für weitere empirische Forschun-
gen, die anhand des ‚Sonderfalls’ Chinas zur Entfaltung einer erweiterten 
Spielart der Kapitalismustheorie beitragen könnten.“ (80)  

Das Buch ist keine „Weiterentwicklung moderner Kapitalismustheorie“, wie ten 
Brink’s Mentor Wolfgang Streeck, Direktor des Max-Planck Instituts, in einem 
Werbetext behauptet. Dies gelingt ihm m. E. vor allem aus zwei Gründen nicht: 
Erstens müsste er, um ‚Spielarten der Kapitalismustheorie’ diskutieren zu können, 
einen tragfähigen Kapitalismusbegriff haben, d.h. zwischen den „logischen“ 
Grundzügen der kapitalistischen Produktionsweise und den jeweiligen „histori-
schen“ Erscheinungsformen unterscheiden. Das versucht der Autor zwar, ver-
mischt aber bei der Aufzählung der fünf „Triebkräfte und Grundkomponenten“ 
des Kapitalismus die Analyseebenen: „Akkumulationszwang“ und „Konkurrenz“ 
zählen zu den allgemeinen Merkmalen der kapitalistischen Produktionsweise, 
„strukturell unterschiedliche strategische Handlungskapazitäten der Akteure“ 
kennzeichnen aber alle Klassengesellschaften ebenso wie „das Angewiesensein 
auf nichtökonomische Institutionen, unter denen der moderne Staat die herausra-
gende Rolle einnimmt.“ (48/49) Hier werden Spezifika der kapitalistischen Pro-
duktionsweise, nämlich die Lohnarbeit und das besondere Verhältnis von Staat 
und Wirtschaft im Kapitalismus unter akademisch klingenden Gemeinplätzen be-
graben. Noch unklarer ist die o. e. fünfte „Grundkomponente“, nämlich „das Po-
tenzial, nicht- und vorkapitalistische Strukturen in sich aufzunehmen und umzu-
gestalten“. Auch das gilt für alle ‚ökonomische Gesellschaftsformationen’, um mit 
Marx zu sprechen, und nicht nur für den Kapitalismus.  

Damit sind wir beim zweiten Grund für die methodische Unzulänglichkeit des Bu-
ches: Der Autor streut zwar gelegentlich Hinweise darauf, dass bestimmte Züge des 
modernen chinesischen Kapitalismus der Verflechtung mit „nicht- und vorkapitalis-
tischen Strukturen“ geschuldet sein könnten (so der o. e. Landbesitz der Wanderar-
beiter). Richtig weist er im Eingangskapitel darauf hin, dass „historisch-kulturelle 
Traditionen und Bedeutungsmuster … durch kapitalistische Modernisierungspro-
zesse überformt“ würden (50), zeigt aber (außer allgemeinen Hinweisen auf „konfu-
zianische Traditionen“ und die Rolle von „interpersonalen Beziehungsnetzwerken“, 
64) nicht, wie sich diese Ebenen konkret verflechten. Wenn er im Abschlusskapitel 
darauf verweist, „dass die Kapitalismusforschung vor allem (! J.G.) an den Unter-
schieden der nichtökonomischen Institutionen in unterschiedlichen Ländern und 
Regionen ansetzen (muss), um differierende outcomes der kapitalistischen Entwick-
lung erklären zu können“ (335), so hat er diesen Anspruch leider nicht eingelöst – 
dazu wäre eine Betrachtung der ‚langen Frist’ (Braudel) der chinesischen Geschich-
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te und eine Analyse dieser „nichtökonomischen Institutionen“ notwendig gewesen. 
Tobias ten Brink hat eine interessante und lesenswerte Beschreibung des modernen 
China geliefert, aber nicht mehr: Inwieweit die Verflechtung mit vorkapitalistischen 
Strukturen, die Übernahme moderner kapitalistischer Elemente durch eine traditio-
nell geprägte, nachholende ‚sozialistische’ Ökonomie die Bewegungsweise der mo-
dernen chinesischen Gesellschaft prägt, ob die kapitalistische „Überformung“ tradi-
tioneller Strukturen etwas grundlegend Neues hervorbringt (oder nicht), kann vom 
Autor wegen seines unklaren Kapitalismusbegriffs und seiner unzureichenden histo-
rischen Verortung der aktuellen chinesischen Entwicklung nicht geklärt werden. 
Zudem hat er die einschlägigen Debatten dazu offensichtlich nicht rezipiert: In sei-
ner Literaturliste fehlen nicht nur Autoren wie Godelier und Meillassoux, die sich 
unter dem Stichwort ‚Artikulation von Produktionsweisen’ intensiv mit der von ten 
Brink aufgeworfenen, aber nicht behandelten Frage der „Verknüpfungen moderner 
Formen des Wirtschaftens mit eigenständigen Traditionen“ (334) befasst haben. Es 
fehlt jeder Hinweis auf die (auch in China geführte) Diskussion über den Begriff der 
„asiatischen Produktionsweise“ und die u. a. von Eric Hobsbawm angeregte Debatte 
um den Marxschen Text „Formen, die der kapitalistischen Produktion vorausgehen“ 
aus den ‚Grundrissen’. Schließlich scheint der Autor sich auch nicht mit den für die 
historisch orientierte Chinaforschung unabdingbaren Arbeiten von Karl Wittvogel 
und Mark Elvin auseinandergesetzt zu haben.  

Immerhin aber hat er die richtigen Fragen für eine entsprechende „Weiterentwick-
lung der Kapitalismustheorie“ gestellt. Vielleicht ist ja noch nicht aller Tage Abend.  

Jörg Goldberg 

Chinas Entwicklung: Geschichte und Gegenwart2  

Michel Aglietta, Professor an der Universität Paris-X Nanterre und wissenschaft-
licher Berater am Center of International Studies and Forecasting (CEPII), und 
Guo Bai, PhD an der HEC Paris, weisen sich in ihrer Veröffentlichung als fun-
dierte Kenner der chinesischen Entwicklung aus. Fokussiert auf den Faktor „sub-
stainabilty“ befassen sie sich mit der älteren und jüngeren chinesischen Geschich-
te, um sich über die Zukunft des Landes zu äußern. Es geht ihnen um die Spezifik 
chinesischer Entwicklung, die sie vor allem anhand der Wirtschafts- und Sozial-
geschichte herausarbeiten. Dabei findet die Verflechtung von ökonomischen 
Transformationen und institutionellen Veränderungen ihr besonderes Interesse. 
Sie sehen hierin eine „Eigenart“ chinesischer Entwicklung. Unter diesem Ge-
sichtspunkt wenden sie sich auch der Frage zu, welche Bedeutung der Zivilgesell-
schaft für die weitere Gestaltung des Kapitalismus in China unter den Bedingun-
gen staatlicher Souveränität zukommt. Insgesamt praktizieren die Verfasser theo-
retisch und methodisch in meinem Verständnis eine Art von evolutionärem Re-
formismus. Die klassenmäßige Betrachtung der gesellschaftlichen Erscheinungen 
liegt ihnen nicht. Im Grunde bleiben sie dem äußeren Gesellschaftsbild verhaftet. 

 
2  Michel Aglietta/Guo Bai, China’s Development. Capitalism and Empire. Routledge Taylor & 
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Kapitalismus oder Marktwirtschaft?  

In ihrem Kapitalismus-Bild grenzen sich die Autoren vom Neoliberalismus 
(„Washington Consensus“) ab. Sie halten jedoch generell am Kapitalismus fest, 
der für sie reformiert die weitere Perspektive Chinas darstellt. Sie unterscheiden 
zwischen Kapitalismus und Marktwirtschaft, ohne die enge Verbindung zwischen 
beiden zu negieren. Der Kapitalismus ist für sie ein „System von Machtbeziehun-
gen, das eine Regulierung durch Institutionen außerhalb der Marktwirtschaft ein-
schließt“ (2). Die kapitalistische Gesellschaft brauche, um lebensfähig zu sein, ein 
Netz von sozialen Institutionen. Dieses Netz habe die Funktion, den Markt zu re-
gulieren und damit zu gewährleisten, dass die „Verzerrungen“, die durch die Ak-
kumulation des Kapitals entstehen würden, die nationale Kohäsion nicht infrage 
stellen. Dies spiele nicht nur eine wichtige Rolle für die Minderung von Spannun-
gen zwischen den ökonomischen Akteuren, sondern es würde auch dazu beitra-
gen, den Weg zu stabilem ökonomischem und umweltverträglichem Wachstum 
mit steigendem Wohlstand (vor allem durch Bildung) für alle zu beschreiten.  

Die acht Kapitel des Buches bilden drei Teile. Der erste Teil befasst sich zu-
nächst mit der Frage, was das kaiserliche China (Empire) über zweitausend 
Jahre so stabil machte, die Entwicklung des industriellen Kapitalismus jedoch 
nicht einzuleiten vermochte. Dann wird den Ursachen für die gesellschaftliche 
Zerrüttung des Landes im Ergebnis der politischen Kämpfe des 20. Jahrhun-
derts nachgegangen. Dieser Abschnitt schließt auch die fast 30 Jahre Volksre-
publik unter der Herrschaft Mao Zedongs ein. Im Mittelpunkt des zweiten 
Teils stehen die erfolgreiche Entwicklung der Reformen seit 1978 und die in 
ihrem Gefolge aufgekommene Ungleichmäßigkeit in der gesellschaftlichen 
Entwicklung des Landes. Letztere wird nach Einschätzung der Autoren in den 
nächsten Jahrzehnten dramatische Veränderungen erfordern. Im dritten Teil 
wird versucht, ein theoretisches Modell für eine künftige stabile Entwicklung 
Chinas mit steigendem Wohlstand des Volkes zu entwerfen. Die Autoren ge-
ben damit ihre Antwort auf die Frage, welcher Typ der politischen Ökonomie 
das Vorhaben der chinesischen Führung, eine „harmonische“ Gesellschaft zu 
gestalten, unterstützen könnte. Für die Beweisführung ihrer Aussagen bedie-
nen sich die Verfasser makroökonomischer Theorien von A. Smith über Marx 
bis Schumpeter, zahlreicher Diagramme, Tabellen und vergleichender theore-
tischer Einschübe. Eine ausführliche Bibliographie und ein Index vervollstän-
digen die Veröffentlichung. 

Die Prägekraft historischer Institutionen 

Die Existenz sozialer Institutionen in China geht nach Auflassung von Agliet-
ta und Guo auf die Geschichte des zweitausendjährigen Kaiserreichs zurück. 
In der Kultur des Volkes verwurzelt wären sie von Generation zu Generation 
weiter vermittelt worden. Um das heutige China verstehen zu können, gelte es 
deshalb, „die Eigenheiten des historischen Weges dieses Landes, seines sozia-
len Systems und kollektiven Gedächtnisses zu erkennen, die sich aus seiner sehr 
alten Kultur ableiten, heute noch existieren und einen starken Einfluss auf das 
Verhalten der Bevölkerung und die Struktur seiner Gesellschaft ausüben“ (11).  
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Die „unverwüstlich“ erscheinende Natur des imperialen China wird auf eine Rei-
he von Besonderheiten in der Entwicklung des Staates zurückgeführt. Das Bild, 
das die Verfasser zeichnen, weist folgende Grundelemente auf: Das imperiale China 
hatte eine spezielle Sozialstruktur, die nur aus zwei Schichten bestand – die „gelehr-
ten Bürokraten“ um die absolute zentrale Autorität des Kaisers herum und die große 
Masse der Bevölkerung, die in dem auf der Klanfamilie beruhenden umfassenden 
Netz sozialer Beziehungen fest eingebunden war. Das gesamte Leben jedes ihrer 
Mitglieder hing in allen Facetten von dem Funktionieren dieses Netzes ab. Im Un-
terschied zur Entwicklung der westlichen Länder gab es keine Aristokratie, keine 
Kirche oder Städte, die gegen den Staat opponieren konnten. Die Legitimität des 
Souveräns beruhte – hier deckt sich die Auffassung der Autoren mit der Doktrin von 
Kongzi (Konfuzius) – direkt auf der Zufriedenheit des Volkes mit dem vom Staat zu 
gewährleistenden allgemeinen sozialen Wohlergehen. Der Staat konnte in Wahr-
nehmung seiner Interessen in jede private Domäne (auch in das formal gemeinsame 
Eigentum der Klanfamilien – H.P.) nachhaltig eingreifen, was letztlich auch der 
privaten kapitalistischen Akkumulation entgegenstand. Die einzige Herausforde-
rung für den Staat waren „kollektive Aktionen von Bauern“ (36).  

Die Frage nach den Faktoren, die die Stabilität des imperialen China bewirkten, 
bewegt die wissenschaftliche Forschung seit langem. Die Buchautoren tragen 
eine neue interessante These in die Debatte. Ich gehe auf der Suche nach einer 
Antwort davon aus, dass das kaiserliche China eine sich selbst genügende und 
sich ständig selbst reproduzierende Ackerbaugesellschaft war. Wesentlich für 
die Stabilität dieser Gesellschaft waren die Struktur und die Vitalität ihrer 
Grundeinheit, der Klanfamilie mit ihrer Verhaftung im Ahnenkult. Sie vermoch-
te sich, wie die Geschichte zeigt, nach jeder Art selbst größerer Erschütterung 
wieder herzustellen und zu revitalisieren. Auf die relative Stabilität dieser impe-
rialen Gesellschaft nahm auch die konfuzianistische Gesellschaftslehre und -
ethik einen wesentlichen Einfluss. Die Verfasser betonen zwar die positiven 
Elemente in der Gesellschaftsdoktrin, die Kongzi zu seiner Zeit vertrat. Sie las-
sen jedoch unbeachtet, dass die herrschende Klasse im asiatisch-feudalen China 
seit dem 2. Jahrhundert vor u. Z. aus dieser Doktrin eine Ideologie und gesell-
schaftliche Verhaltensweise formte, die ihre Untertanen in Botmäßigkeit halten 
sollte. Die davon beeinflusste Denk- und Handlungsweise des Volkes hatte sich 
tief verwurzelt und wirkt noch in die Gegenwart hinein. 

Die Autoren nutzen ihre (klassenindifferenten) Kriterien für die Stabilität des kai-
serlichen Imperiums auch bei der Bewertung der veränderten sozialen Verhältnis-
se Chinas in den nachfolgenden Zeitabschnitten. So vertreten sie die Auffassung, 
dass die soziale Grundstruktur der zwei Schichten des kaiserlichen Imperiums mit 
einer Ausnahme, der Zeit zwischen den Opiumkriegen und der Gründung der 
Volksrepublik, bis heute in China vorhanden sei. Aus dem Buch ergibt sich für 
mich der Eindruck, dass für die Verfasser auf diese traditionelle Gesellschaft mit 
ihrer besonderen Sozialstruktur historisch die „pluralistische Gesellschaft“ folgt, 
in der mit der „Zivilgesellschaft“ eine Kraft existiert, die das existierende politi-
sche System im Interesse aller Mitglieder der Gesellschaft zu reformieren vermag. 
Da ihrer Auffassung nach bis heute in China keine „pluralistische Gesellschaft“ 
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aufgekommen sei, existiert nach dieser Logik dort eine dem imperialen China 
vergleichbare Gesellschaftsstruktur. 

1949: Wiederherstellung stabiler Verhältnisse 

Das erklärt, weshalb sie bei der Charakterisierung der ökonomischen und poli-
tischen Veränderungen durch die „kommunistische Revolution“ von 1949 
folgende wesentliche Faktoren herausstellen: die „Wiederherstellung des hie-
rarchischen bürokratischen Regimes unabhängiger Souveränität“ mit Mao Ze-
dong anstelle des Kaisers als „ultimative Autorität“, die Rückkehr zur Zwei-
Schichten-Gesellschaft des imperialen Zeitalters durch die Eliminierung der 
Großgrundbesitzer und der Privatunternehmer in der „sozialistische Umgestal-
tung“ und die Wiederherstellung der nationalen Einheit. Damit würde das 
neue politische System trotz völlig anderer Ansprüche „viele Ähnlichkeiten 
mit dem imperialen China auf(weisen)“ (81-82). Tatsächlich war die traditio-
nelle Ackerbaugesellschaft durch die ausländische Kolonialpolitik seit 1840 
anfänglich aufgebrochen worden. Und unter Führung der KP Chinas wurde 
dieser Prozess in Richtung der Entwicklung einer modernen Gesellschaft ge-
lenkt, wenn auch zunehmend durch eine voluntaristisch-nationalistische Poli-
tik untergraben. Ich meine, dass auch diese Einschätzung der Autoren einsei-
tig ist, wonach das oberste Anliegen des politischen Regimes in der Volksre-
publik immer die Erhaltung der Stabilität seiner Macht gewesen sei (z.B. 99). 
Fakt ist nun einmal, dass die KP China den Schwerpunkt ihrer Politik immer 
auf die Entwicklung gelegt hat („Die Entwicklung ist eine Muss.“). Das ent-
spricht der Logik der dialektischen Beziehungen zwischen den beiden Fakto-
ren Stabilität der Macht und Entwicklung des Landes. Die Stabilität erscheint 
als Grundlage, die Entwicklung hingegen als Bedingung für die Stabilität.  

Die Autoren sehen in der 1949 erneut errichteten autoritären Macht und der wie-
der gewonnenen nationalen Souveränität die beiden entscheidenden Faktoren, die 
die Einleitung der Industrialisierung des Landes durch die „sichtbare Hand“ (Big 
Push-Industrialisierung) möglich machten. Nach Meinung der Verfasser konnte 
die Kommandowirtschaft dem Land zwar bestimmte Voraussetzungen für den 
nachfolgenden „dynamischen Weg der Industrialisierung“ schaffen, ihn aber 
noch nicht einleiten. Die Legitimierung des Führungsanspruchs führen die 
Verfasser wieder allein auf die Verbesserung der sozialen Wohlfahrt in den 
ersten zehn Jahren zurück. Die stagnierenden Einkommen der Bevölkerung in 
den nachfolgenden zwei Jahrzehnten hätten die Regierung der KP Chinas je-
doch in große Legitimationsschwierigkeiten gebracht. Es liegt auf der Hand, 
auch andere Faktoren hinzuzufügen, die die Legitimation der Führungsrolle 
der KP Chinas objektiv begründeten bzw. infrage stellten. Im Positiven ist 
hier in erster Linie die nationale und soziale Befreiung des Volkes von seinen 
Unterdrückern zu nennen, während im Negativen vor allem die gesellschaftli-
chen Auswirkungen des „Großen Sprungs nach vorn“, die Geschehnisse um 
die „Kulturrevolution“ und die absolute internationale Isolierung Chinas ge-
gen Ende der 1960er Jahre zu erwähnen sind, Geschehnisse, die zu grundle-
genden Auseinandersetzungen in der Partei geführt hatten. Es gibt auch Passa-
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gen im Buch, bei denen der mit dem Stoff vertraute Leser auf mangelnde Ob-
jektivität der Verfasser stößt. So erscheint die einsetzende Industrialisierung der 
1950er Jahre als ein Prozess, in dem China auf sich allein gestellt war, die breite 
Unterstützung durch die Sowjetunion bis 1959 wird nicht einmal erwähnt.  

1978: Kapitalintensives Wachstum 

Aus der Sicht der Autoren haben sich mit dem Übergang zur Reform- und Öff-
nungspolitik die Grundlagen des politischen Systems nicht verändert.  

In der Einleitung eines dynamischen (extensiven) Industrialisierungsprozesses 
wird auch im Buch das bemerkenswerteste Ergebnis der Reformpolitik in den 
letzten drei Jahrzehnten gesehen. Die zwei entscheidenden Faktoren, die diesen 
Prozess möglich machten, sehen die Verfasser in der Änderung der Politik (3. 
Plenum 1978) und in der zunehmenden Einführung von Elementen des freien 
Marktes in die Wirtschaft. Neben den Gemeinsamkeiten stellen die Autoren auch 
Unterschiede zwischen den verschiedenen Entwicklungsabschnitten der Reform-
politik („growth regimes“) heraus. Diese „growth regimes“ hätten sich jeweils 
durch einen besonderen Zusammenhang demographischer, ökonomischer, sozia-
ler und politischer Faktoren ausgezeichnet und ihr spezielles Wachstumsmoment 
demonstriert. Während in der ersten Phase der Reform (1978-1992) noch be-
stimmte „sozialistische Institutionen“ weiter existierten und genutzt wurden, hätte 
sich das beim Übergang zur zweiten Phase der Reform (1993-2008) geändert. Aus 
ihren Untersuchungen schließen die Autoren, dass der Schwerpunkt jetzt auf die 
schrittweise Integration in die kapitalistische Weltwirtschaft, auf die Stärkung der 
politischen und fiskalischen Kontrolle durch die Zentralregierung und auf die Ein-
führung der Marktwirtschaft gelegt wurde. Auf diesem Wege wurde China vor al-
lem seit Beginn des 21. Jahrhunderts nicht nur zu einer Wirtschafts-, sondern auch 
zu einer Finanzmacht von internationaler Bedeutung. In diesem Zusammenhang 
wird im Buch auf die entscheidende Rolle des Exports für das schnelle Wachstum 
der Wirtschaft, für die makroökonomische Stabilität im Innern und für die politi-
sche Stabilität des Regimes aufmerksam gemacht (127). Im Mittelpunkt der Ana-
lyse der 2. Phase der Reform steht die Problematik der nachteiligen Position des 
immateriellen Kapitals gegenüber dem materiellen Kapitals. Das ist für die Auto-
ren der „Schlüsselwiderspruch“ im Wachstumsprozess dieser Zeit, den sie folgen-
dermaßen erklären: Aus einer Reihe von Gründen war der Preis für das immateri-
elle Kapital auf ein niedriges Niveau verzerrt worden. Das lud zu extensiven In-
vestitionen von kapitalintensiven Projekten ein und verkleinerte die Rolle der Ar-
beit in der Produktion. Die Löhne verblieben auf einem niedrigen Niveau, das 
minderte wiederum die Kaufkraft der Haushalte. Die gewaltige Produktion konnte 
nicht durch die innere Nachfrage abgeschöpft werden und strömte auf den äuße-
ren Markt, wo sie ein Ungleichgewicht verursachte. Zugleich blieb die innere 
Konsumtion träge, und das soziale Ungleichgewicht vertiefte sich (284). Das heißt, 
die Unausgewogenheiten im Handel Chinas mit dem Rest der Welt waren der Sache 
nach strukturelle Unausgewogenheiten in China selbst. Die Verteilung der Ein-
kommen konnte so kein stabiles Wachstum der Konsumtion ohne ständig zuneh-
mende Verschuldung garantieren. Ich halte diese Entwicklung für strategisch ge-
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wollt. China folgte damit dem Beispiel Japans, Südkoreas und Taiwans, zunächst 
den Export billiger Waren als Haupttriebkraft für den Einstieg in die Modernisie-
rung der Wirtschaft zu nutzen. Typisch für dieses Vorgehen war zugleich das ein-
seitige Streben nach einem maximalem Wachstumstempo auf Kosten der sozialen 
Absicherung, der Bildung und medizinischen Versorgung. Das untergrub die Sta-
bilität und transportierte im Volke ein Gefühl zunehmender Unsicherheit. 

Der Preis für diese Politik war hoch. Wie im Buch dargestellt kam es zu einer Ver-
schärfung der strukturellen Imbalance in der sozialen Wohlfahrt des Landes. Der 
Anteil der Einkommen der Bevölkerung am Bruttoinlandsprodukt (BIP) nahm nicht 
nur deutlich ab. Durch die zunehmenden Unterschiede im Einkommen der Bevölke-
rung (auch zugunsten des Kapitals auf Kosten der Arbeiter), zwischen Stadt und 
Land, zwischen den Regionen und zwischen den Branchen konnten breite Teile des 
Volkes nicht mehr bzw. bei weitem nicht ausreichend von den Reformen profitie-
ren. Die Autoren sehen in der damit im Volke hochgekommenen Unzufriedenheit 
mit dieser sozialen Ungerechtigkeit ein Zeichen für eine zunehmende Gefährdung 
der politischen Macht. Die unter den Führungskadern von Partei und Regierung 
verbreitete Korruption wirkte sich jedoch nicht minder darauf aus. Ich gehe von drei 
Faktoren aus, die die chinesische Führung zwingen, einen neuen Kurs der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung des Landes einzuschlagen – die neue globale 
Lage nach Ausbruch der Finanz- und Wirtschaftskrise für die auf Export orientierte 
chinesische Wirtschaft, die Zuspitzung der ökonomischen und ökologischen Wider-
sprüche im Produktionsprozess und der überaus ernste Verlust an Vertrauen zur re-
gierenden KP China unter breiten Teilen der Bevölkerung. 

Mit partizipativer Demokratie zur harmonischen Gesellschaft 

In ihren Überlegungen über das Modell der künftigen gesellschaftlichen Entwick-
lung Chinas äußern sich die Verfasser zu ökonomisch-sozialen, politisch-
demokratischen und internationalen Aspekten. Das Kernproblem im ökonomisch-
sozialen Bereich ist aus ihrer Sicht, ein stabiles Wachstum zu sichern. Ihre Vor-
schläge gehen in folgende Richtung: Als strategisches Ziel sollte die Optimierung 
des realen Reichtums der Nation an die Stelle der Maximierung des BIP-
Wachstums treten. Die Kapitalakkumulation ist auf die sozialen und Umweltbe-
dürfnisse auszurichten. Für die Durchsetzung dieser beiden grundsätzlichen Verän-
derungen halten sie Korrekturen an der fiskalischen Politik für alle Ressourcen (vor 
allem die Aufwertung des Humankapitals), umfassende Veränderungen auf allen 
administrativen Ebenen und die Einbeziehung des Volkes in die Veränderungen für 
vordringlich. Eine umweltfreundliche Urbanisierung ist für sie eine Triebkraft, um 
eine weniger ungleiche Sozialstruktur und eine postmoderne Konsumtion zu er-
reichen. Ob China in diesem Sinne seine Ökonomie ausgleichen und auf dieser 
Grundlage in die nächste Phase der Reform eintreten wird, hängt nach Meinung der 
Verfasser stark von der Politik des nächsten Jahrzehnts ab. Die Frage, die sich für 
mich daraus ergibt, lautet: Geht diese angedachte Neuorientierung der chinesischen 
Entwicklung überhaupt mit dem Wesen des Kapitalismus in China zusammen?  

Die Verfasser meinen wohl, mit ihren politischen Vorschlägen darauf eine Ant-
wort gefunden zu haben: Das autoritäre Regime sollte für die Verwirklichung der 
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obigen Vorschläge „die Zivilgesellschaft sich mit politischem Ziel in jedem Be-
reich der sozialen Strukturen selbst organisieren zu lassen“. Die so entstehenden 
Distriktkomitees, Dörfer, Denkfabriken, Konferenzen der Bürger, Konsumverei-
nigungen, NGOs u.ä. wären dann allesamt „Strukturen des politischen Regierens, 
Teil und Stück der partizipatorischen Demokratie“ (289). Die Autoren geben sich 
optimistisch, dass China auf diese Weise zusammen mit der Entwicklung der 
Städte und der Angelegenheiten des Umweltschutzes „eine originelle Art des Ka-
pitalismus entwickeln (kann)“ (295). Dem politischen Regime wird nahe gelegt, 
nach der „konfuzianischen Konzeption von der guten Regierung in der Einheit 
von Ren (in den Beziehungen zu anderen gerecht und weise handeln) und Li 
(die ethischen Rituale befolgen – H.P)“ zu handeln; denn „Regieren ist nicht 
Ausübung von Macht, sondern die Fähigkeit, die zwischenmenschlichen Bezie-
hungen zu harmonisieren“. Die im Konflikt liegenden individuellen Interessen 
könnten so durch die Wirkung der politischen Ordnung in gemeinsame Interes-
sen umgewandelt werden (290). Das wäre der Weg zur „harmonischen Gesell-
schaft“. Abgesehen davon, dass Kongzi mit seiner Doktrin bereits zu seiner Zeit 
an den Gesellschaftsverhältnissen des aufkommenden asiatischen Feudalismus 
scheiterte, steht dieser Entwicklung heute ein politisches Regime entgegen, das 
seine Macht nicht durch das Aufkommen einer „zweiten Regierung“ durch ge-
sellschaftliche Organisationen infrage stellen lassen will. Die Verfasser ver-
mochten auch kein Beispiel zu nennen, dass es der „Zivilgesellschaft“ in ir-
gendeinem kapitalistischen Staat schon gelungen wäre, das Wesen des Kapitals 
den sozialen Interessen aller Mitglieder der Gesellschaft anzupassen. 

International gilt die Aufmerksamkeit der Autoren der Schaffung eines neuen po-
litischen Modells im Kampf gegen die enormen Umweltgefahren. Die entschei-
dende Rolle in dieser Auseinandersetzung wird wieder der „Zivilgesellschaft“ 
beigemessen. Dieser „Typ von konkreter und interaktiver Demokratie“ müsse auf 
der Basis ethischer Prinzipien noch stärker auf die dafür erforderlichen Veränderun-
gen im Weltkapitalismus hinwirken. Wenn China wünsche, „die Jagd nach Hege-
monie zu beenden“, seine Außenpolitik unter dem „Banner einer humanen Autori-
tät“ betreibe, die Führung beim Übergang zu einem Modell stabilen Wachstums 
übernehme und sich durch eigene Erfolge im Kampf gegen den Klimawandel her-
vortue, könnte es das Vertrauen der anderen Länder gewinnen. Harmonie „unter 
dem Himmel“ beruhe, wie die klassische chinesische Philosophie lehrt, nicht auf 
den „Regeln der Hegemonie“, sondern bedürfe der „humanen Autorität“ (302-304). 
Wohl vernehme ich die Botschaft, allein, mir fehlt wieder einmal der Glaube. 

Die Meinungen in der wissenschaftlichen Debatte über die chinesische Entwick-
lung gehen weit auseinander. Das ist angesichts der Kompliziertheit des Studien-
objekts nichts Außergewöhnliches. Ich hoffe, dass der Meinungsstreit, den ich 
hier und da mit den Autoren geführt habe, viele Leser zusätzlich anregen wird, das 
Buch in die Hand zu nehmen. 

Helmut Peters 

 


